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Verfassung. Dem formell >gültigen< Verfassungsredit fehlt die Geltungskrafl in der Wirklichkeit 
und dem wirklichen Verfassungsrecht fehlt die rechtliche Geltung«.

Die VerfassungsWirklichkeit wurde durch Maßnahmen und Duldungen der öffentlichen 
Gewalt gestaltet. Zu derartigen Maßnahmen gehörten von Anfang an auch Gesetze, die 
als mit der Verfassung unvereinbar gewertet werden müssen, da sie dem geistesgeschicht­
lich-phänomenologischen Sinne einiger ihrer Bestimmungen widersprechen. Solange diese 
Gesetze nur an einigen Stellen die Verfassungsurkunde durchlöcherten, liegt hier für den 
außenstehenden Betrachter das Problem des verfassungsdurchbrechenden Gesetzes vor. 
Im Laufe der weiteren Entwicklung jedoch ergingen fast Jahr für Jahr Gesetze, die ge­
schlossene Teilgebiete der Verfassung betrafen. Nur in drei Fällen insgesamt wurde der 
Text der Verfassung geändert264. Im übrigen blieb der Text der Verfassung von ihnen 
auch dann unberührt, wenn der Inhalt der neuen Regelungen selbst in kommunistischer 
Sicht mit dem Text der Verfassung unvereinbar war oder Teile der Verfassung gegen­
standslos machte. Das war leicht möglich. Denn der Bestand der Verfassung ist nicht wie 
der Bestand des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland dadurch gesichert, daß 
eine Änderung nur dann möglich ist, wenn der Wortlaut des Grundgesetzes ausdrücklich 
geändert oder ergänzt wird (Artikel 79 Abs. 1). Eine Bestandssicherung ist nur insofern 
gegeben, als Beschlüsse der Volkskammer auf Abänderung der Verfassung der Zustim­
mung von zwei Dritteln der anwesenden Abgeordneten bedürfen unter der Vorausset­
zung, daß zwei Drittel der gesetzlichen Zahl der Abgeordneten anwesend sind (Artikel 
83 Abs. 1). Wegen des Blocksystems hat die Volkskammer seit ihrem Bestehen indessen 
nur einstimmig Gesetze verabschiedet, also auch dann, wenn sie nicht verfassungsändernd 
waren, stets mit einer Mehrheit, die größer war als die zur Verfassungsänderung not­
wendige. Niemals konnte daher die Frage akut werden, ob eine verfassungsändernde 
Mehrheit auch erreicht war. Das führte dazu, daß bei der Verkündung niemals auf das 
Verhältnis des Gesetzes zur Verfassung eingegangen wurde. Es wurde gleichsam als selbst­
verständlich angesehen, daß ein von der Volkskammer als höchstem Organ der Repu­
blik verabschiedetes Gesetz mit der Verfassung übereinstimmte - ein Ausdruck der an 
keine Schranken gebundenen Selbstinterpretation der Verfassung durch die Inhaber der 
öffentlichen Gewalt.

In der Regel wurde durch diese Gesetze die Verfassungswirklichkeit kaum oder nur 
wenig geändert. Im allgemeinen schlug sich lediglich die Verfassungswirklichkeit in die­
sen Gesetzen nieder. Wegen ihrer Kongruenz mit der Verfassungswirklichkeit und wegen 
ihrer äußeren Form als Rechtssätze sind sie Teile des materiellen Verfassungsrechts der 
SBZ. Soweit sie der Verfassungsurkunde widersprechen, hat diese ihre materielle Geltung 
verloren, auch wenn formell die entsprechenden Artikel nicht aufgehoben oder angepaßt 
sind.
e) Die Entwicklung des Jahres 1950

Ausdruck der durch sowjetische Besatzungsmacht und die führende Stellung der SED 
bestimmten Verfassungswirklichkeit war bereits unmittelbar nach Inkraftsetzen der Ver­
fassung, daß die Wahl der Volkskammer entsprechend Artikel 51 nicht unverzüglich 
stattfand, sondern um ein Jahr auf den 15. Oktober 1950 verschoben wurde. Auch die 
fälligen Wahlen zu den Landtagen, zu den Kreistagen und Gemeindevertretungen wur-

264 Gesetz zur Ergänzung der Verfassung vom 6. Oktober 1955 (GBl. I S. 653); Gesetz zur 
Auflösung der Länderkammer vom 8. Dezember 1958 (GBl. I S. 867); Gesetz über die Bildung 
des Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik vom 12. September i960 (GBl. I S. 505).


